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Die regionale Wirtsdiaftsgliederung Westdeutschlands und 
ihre Rüdewirkung auf die Bevölkerungsverteilung

Dr. Fritz Below, Wiesbaden

Die Untersuchung der für eine regionale Bewer­
tung zugrundeliegenden Tatbestände im w est­

deutschen Raum muß sich wegen des statistischen M ate­
rials und seiner gebietlichen Aufgliederung im wesent­
lichen auf die politischen Gebilde, d. h. auf die. Bun­
desländer, stützen. So wertvoll eine Berücksichtigung 
von „W irtschaftsprovinzen“ (im Sinne von Scheu 
auch sein könnte, so darf doch nicht übersehen wer­
den, daß unter dem Gesichtspunkt einer teilweise nach 
dem Zusammenbruch erfolgten willkürlichen poli­
tischen Einteilung (Länder innerhalb der Besatzungs­
zonen) und einer noch nicht abgeschlossenen Ent­
wicklung (Südweststaat, M ittelrheingebiet), das M ate­
rial für eine derartige Betrachtung nicht ausreicht. Die 
Erkennung von W irtschafts- und Sozialräumen stützt 
sich nun einmal auf die Ergebnisse und Erhebungen 
in politischen Gebilden; die „Ausfaserungen der Er­
scheinungen“ (nach G. von Mayr) an den inneren 
und äußeren Randgebieten können dabei jedoch so 
stark sein, daß das Gesamtbild getrübt wird. Der Auf­
bau von „W irtschaftsprovinzen“ als vorgestellte Ge­
bilde — „Etappen auf dem W ege der rationellen De­
zentralisation" (nach Scheu) — wird daher nicht aus 
dem übergeordneten M aterial erfolgen, sondern muß 
zum großen Teil aus der Regionalanalyse synthetisch 
herauswachsen. Hierzu bedarf es aber noch vieler 
Sonderuntersuchungen.

DIE MENSCHLICHEN GRUNDLAGEN

Das hier zur Verfügung stehende M aterial stützt sie i 
zum Teil noch auf die Volkszählung 1946 — ist also 
etwas überaltert — und zum anderen Teil auf Fort­
schreibungen, Schätzungen usw., so daß gewisse Be­
schränkungen im Erkenntniswert vorhanden sind. Die 
künftig zu erw artenden Ergebnisse der großen Zäh­
lungen vom 13. September 1950 werden sicherlich 
einen bedeutenden Beitrag für eine neue Bewertung 
liefern. Bis sie vorliegen, dürfte aber noch einige 
Zeit vergehen.
Verglichen mit der Vorkriegszeit ist die Bevölkerungs­
masse innerhalb der einzelnen Länder ganz unter­
schiedlich gewachsen; d h. unter dem Gesichtspunkt 
menschlicher im Arbeitsprozeß verw endbarer Kapa­
zität und in Berücksichtigung der regionalen W irt­
schaftsgrundlagen stellen sich die Verhältnisse recht 
verschieden dar.
Die Bevölkerungszunahme, die im wesentlichen durch 
Zuwanderungen beeinflußt wurde, ist allgem ein will­
kürlich erfolgt. Die politischen Verhältnisse des Jahres 
1946 :— Zeitpunkt der großen Flüchtlingsströme — 
haben verhindert, daß sogleich ein übergeordneter

E. S c h e u :  Deutschlands W irtsd iaftsprovinzen und W irtsd iafts- 
bezirke, Berlin 1928.

Ausgleich erfolgen konnte oder daß die Zuwanderer 
unter Berücksichtigung der regionalen W irtschaftsver­
hältnisse verteilt wurden. Die damals eingetretene

Bevölkerungswachstum bis 1950

Länder
Wohnbevölk. i) Personen je qkm

1946 1 1950
1946 1950

1939 -  100

Schleswig-Holstein . . . . 162 163 164 165
N iedersachsen . . . . . . 1.37 150 132 144
B a y e r n ................................ ..... . 124 130 1-4 J80
H e s s e n ........................................... 114 124 188 204

B u n d e s g e b i e t ........................... 111 121 178 194

W ürttem berg-B aden . . . . i n 121 2 -iS 247
W ürttem berg-H ohenzollern . 103 115 1C6 119
N ordrhein-W estfalen  . . . 98 110 344 887
B a d e n ........................................... 96 109 119 134
Rheinland-Pfalz ...................... 93 101 138 151
B re m e n ........................... 86 101 12<t0 14C7
H a m b u r g ...................................... 82 94 1880 2149

*) Ergebnisse der V olkszählungen — 1950 vorläufige Zahlen.
*) einsdil. K reis Lindau.
(Quelle: S tatistisches Bundesamt).

Unordnung ist heute nur un ter Schwierigkeiten zu 
beseitigen; sie wird aber im Rahmen einer übergeord­
neten Planung reguliert werden müssen, wenn nicht 
innerhalb des Gesamtgebietes soziale Krisenbezirke 
sich als fester Bestandteil bilden sollen. Teillösungen 
in Form von Umsiedlungen, wie sie z. B. das Jahr 
1950 gebracht hat, konnten in vielen Fällen nicht be­
friedigen, weil häufig w eder das abgebende noch das 
aufnehmende Gebiet infolge einer vorwiegend büro­
kratischen Betrachtungsweise bedacht hatte, daß die 
menschliche Substanz auch un ter ökonomischen Ge­
sichtspunkten keine W are darstellt, die einfach über 
die Landesgrenzen „verhandelt“ w erden kann. 
Innerhalb der einzelnen Länder sind die Schwierig­
keiten einer Regionalordnung etw a die gleichen ge­
wesen wie im Gesamtbild. Im Anfang stand als H aupt­
gesichtspunkt die Unterbringung der N eubürger im 
Vordergrund; die Verteilung w ar im wesentlicäien 
vom W ohnraum abhängig, der auf dem „flachen Lande“ 
größere Reserven aufwies als in  den zerstörten Städ­
ten. Es kann heute noch in  überschlägiger Schätzung 
angenommen werden, daß Vio aller Flüchtlinge in Ge­
meinden unter 30 000 Einwohnern leben. Die Folgen 
dieser Verteilung für die betroffenen Bezirke sind ein­
mal größere A nfälligkeit gegenüber Arbeitslosigkeit, 
Kurzarbeit, Beschäftigung in berufsfremder Tätigkeit 
usw., zum anderen übermäßig weite Anmarschwege 
zu den Arbeitsplätzen. Menschliche Arbeitssubstanz 
wird in nicht vertretbarer W eise verschwendet.
Die Frage der Möglichkeit eines überbezirklichen 
Ausgleichs und einer künftigen Neuordnung des w irt­
schaftlichen Gefüges im Sinne einer standortbetonten 
Umgestaltung (mit ihren vielseitigen Folgerungen wie
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Wirlschaitliche Gliederung der Bevölkerung 1946 und 1939

Länder

Von too der Bevölkerung entfallen auf

Gewerblidie
Tätigkeit

allgemein^)

1946 1939

darunter
Industrie und 

Handwerk

1946 1939

Handel und 
Verkehr

1946 2939

Land- und 
Forstwirtschaft

1946 1989

Offentlidie und 
private Dienste^)

1946 1939

Hamburg .  .....................
B r e m e n ...............................
Nordrhein-W estfalen . . 
Württemberg-Baden . .

Bundesrepublik . . . .

H e s s e n ..........................  .
B a y e r n ................................
N ie d e rsa d isen .....................
W ürttem berg-Hohenzollern
Baden . . .  .....................
Sdileswig-Holstein . . . 
Rheinland-Pfalz . . . .

60
B6
56
49

70
71

59

33
88
42
37

86
41
62
44

27
23
14
12

34
30
36
15

9
21 19

16
18
9

11

12
11
8

10

47 58 42 13 16 19 18 10 30

46
43
4L
40
88
87
80

58
49
49
51
50 
48
52

31
28
82
28
25
21

41
85
34
42 
88 
32 
88

13
12
13

8
10
12
9

17
14
16

9
12
16
14

19 
26 
22 
31 
80 
17
20

18
28
26
30
29
21
26

12
11
10

9
10
11
6

10
10
11

7
9

16
9

*) Dazu rechnen Industrie, H andwerk, H andel, V erkehr. *) O hne häusliche D ienste.
(Quelle: 1946 iJmieciinung nach den Ergebnissen der Statistisdben Landesäm ter — 1939 A ngaben aus dem .S tatistischen  Handbuch 

von Deutschland 1S28—1944“).

Mensdienverlagerung, W ohnungsbau, Verkehrsände­
rungen, Siedlungswesen, Landesplanung usw.) wird 
.wesentlich von der vorhandenen wirtschaftlichen 
Gliederung im Bevölkerungsbild der einzelnen Ge­
biete beeinflußt. Die hierfür zugrunde liegenden Zah­
len der Volkszählung von 1946 sind zeitgebundenj zum 
Termin der Erhebung (29. 10. 1946) war die gewerb- 
lidie Tätigkeit stark gehemmt, und viele Befragte, die 
an sich zu gewerblichen Gruppen gehörten, sind da­
mals wegen einer zeitweise berufsfremden Beschäfti­
gung in einer anderen Wirtschaftsabteilung erfaßt 
worden. Der Grundcharakter der jeweiligen wirtschaft­
lichen Bevölkerungsstruktur geht deshalb — solange 
nicht das Ergebnis von 1950 vorliegt — eher aus den 
Quoten der unmittelbaren Vorkriegszeit (1939) als aus 
denen des Jahres 1946 hervor.
Hinsichtlich des Anteils der gewerblichen Bevölkerung 
liegen hier über dem Durchschnitt Hamburg und 
Bremen (als „Stadtstaaten" verständlich), Nordrhein- 
W estfalen und Württemberg-Baden. Diese Länder sind 
also gleichsam Zentren gewerblicher Tätigkeit. Die 
natürliche Tendenz stark gewerblich durchsetzter Be­
zirke zur fortwirkenden Anziehung kann zunächst 
in einer oberflächlichen Übersicht als ein Hinweis 
unter anderen (eingehende Untersuchungen über Art 
und Betriebsformen der jeweiligen Gewerbetätigkeit 
müssen folgen) dafür angesehen werden, in  welcher 
Richtung ein etwaiger Bevölkerungsausgleich zu e r­
folgen hat.
Einen weiteren Beitrag zur Erkennung der regionalen 
Verhältnisse liefern die Zahlen der Arbeitsam tsstati­
stiken, die die in abhängiger Arbeit Stehenden 
(Arbeiter, Angestellte und Beamte) umfassen und da­
mit den tatsächlichen Umfang der Beschäftigung nach 
den einzelnen Bereichen ausweisen. Geht man von der 
allgemeinen Voraussetzung aus, daß unter den Er­
werbspersonen (Beschäftigte und Arbeitslose) die 
Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen 
einem zeitlichen Wechsel am wenigsten unterworfen

sind und daß allgemein dort, wo bereits hohe W erte 
der in abhängiger Arbeit Beschäftigten erreicht w er­
den, bei günstiger konjunktureller und struktureller 
Entwicklung die günstigsten Ansatzpunkte für eine zu­
sätzliche Bevölkerungsaufnahme gegeben sind, so zeigt 
sich im Bundesgebiet deutlich eine regionale Diffe­
renzierung an.

Beschäftigte Arbeiter, Angestellte und Beamte 
auf 1000 der Bevölkerung M itte 1950

Hamburg 365
Bremen 337
N ordrhein-W estfalen 329

. W ürttem berg-Baden 317
Bundesrepublik 289
W ürttem berg-H ohenzollern 2Ö5

H essen
Baden
Bayern
N iedersachsen
Rheinland-Pfalz
Schleswig-Holstein

283
281
262
259
248
235

(Quelle: »W irtschaft und S ta tis tik“ N r. 5/1950)

Die vorstehenden Ergebnisse werden ebenfalls von 
den jeweiligen wirtschaftlichen Zusammenhängen 
unterschiedlidi beeinflußt (Umfang und Betriebs­
größenklassen auf dem gewerblichen und landwirt­
schaftlichen Sektor, Bedeutung von Handel und V er­
kehr usw.)i erst eine weitergehende Aufgliederung 
der Tatbestände kann die Erkenntnisse vertiefen. Je ­
doch deutet sich in diesen W erten an, daß dort, wo 
die Bevölkerungsstruktur stärker gewerblich orientiert 
ist, auch die Anteile der in abhängiger Arbeit Stehen­
den allgemein höher sind.

DIE EINZELNEN BEREICHE

Die Gliederung der Bevölkerung nach Wirtschafts- 
abteilungen kann zu einer Klassifizierung der ein­
zelnen Bundesgebiete herangezogen werden. W ir 
müssen uns jedoch darüber klar sein, daß hier nur 
Durchschnittsverhältnisse beschrieben werden, die sich 
auf den vielfachen Einzelerscheinungen des jeweiligen 
Gebiets innerhalb teilweise w illkürlidi gezogener poli­
tischer Grenzen aufbauen. Echte Wirtschaftsräume 
treten  uns nicht entgegen. Daß die Dinge nicht aus der 
Kenntnis weniger Zahlenrelationen geklärt werden 
können, ergibt sich aus vielen Einzelheiten. Charakte-
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ristisdi für die regional untersdiiedlidien wirtsdiaft- 
lidien Grundlagen sind z. B. die Anteile der heimat- 
vertriebenen Arbeitslosen an den Gesamtarbeitslosen. 
Zieht man den Zeitpunkt einer relativ günstigen Be- 
sdiäftigungslage heran — Ende August 1950 kann als 
solcher angesehen werden —, so zeigt sidi deutlich so­
wohl an den absoluten Zahlen als auch an dem V er­
hältnis von einheimisdien zu heim atvertriebenen Ar­
beitslosen, wo Schwerpunkte sozialer Störungen ent­
s tehen , können. In diesem Sinne gelten als besonders 
benachteiligt die Länder Schleswig-Holstein, N ieder­
sachsen und Bayern. Die holten Quoten^ arbeitsloser 
V ertriebener bei an sich niedrigen Arbeitslosenzahlen 
in einigen süddeutschen Ländern (Württemberg-Hohen- 
zollern, W ürttemberg-Baden und Baden) sind nicht als 
Krisenzeidien aufzufassen; hier dürfte teilweise das 
Fehlen einer sozialen Anpassungsgesinnung zum Aus­
drude kommen, durdi die der Flüchtling dem Einheimi­
schen gegenüber benachteiligt wird.

Anteil der heim atvertriebenen Arbeitslosen 
an der Gesamtzahl der Arbeitslosen

(Stand 31. A ugust 1950)

Länder

Schleswig-Holstein . . .
N ie d e r s a c h s e n ......................
Bayern .....................................
W ürttem berg-H ohenzollern 
W ürttem berg-B aden . . .

Bundesrepublik

Baden ......................
H e s s e n .....................
Rheinland-Pfalz . . 
N ordrhein-W estfalen
B re m e n ......................
H am burg . . . .

(Quelle: Bundesm inisterium

Arbeitslose 
in  1000

180,8
815,9
817,4

8,4
52,6

1341,2

9,6
104.5
54.1

190.5 
2i,4
86.2

A nteil der 
V ertriebenen 

in “/•

57
42
4t
41
86
86

31
29
18
12
8

ür A rbeit).

Die Frage einer möglidien Ordnung der Verhältnisse 
im Gebiet der Bundesrepublik kann von verschie­
denen Ausgangspunkten aufgegriffen werden. Einmal 
bietet sich die Überlegung an, ob es n id it sinnvoll 
wäre, ohne große Änderung der jeweiligen wirtsdiaft- 
lidien Struktur den Versuch der Eingliederung der 
„zusätzlichen“ Bevölkerung innerhalb der derzeitigen 
W ohngebiete vorzunehmen (Ausgleich in den Ländern 
selbst). Die Radikallösung zielt auf Abwanderung in 
Gebiete, wo infolge einer starken gewerblichen (indu­
striellen) Tätigkeit noch zusätzlich Arbeitsplätze ge­
schaffen werden können (vor allem Ausweitung der 
arbeitsorientierten und konsumorientierten Gewerbe). 
Mit dieser Regelung w ird gegenwärtig vielfach ge­
danklich experimentiert. Eine dritte Möglichkeit geht 
dahin, von einer Gesamtplanung aus die Arbeitsplatz­
kapazität der gewerblichen W irtschaft dort auszu­
bauen, wo durch die Umstände bedingte Menschen- 
zusammenballungen vorhanden' sind (sogenannte 
„Flüchtlingsgebiete“). Diese Überlegung ist an sich nicht 
neuj ihr hat der Nationalsozialismus (allerdings nicht 
unter dem Gesichtspunkt der menschlichen Seite im 
Arbeitsprozeß) im Interesse der Dezentralisation der 
gewerblichen W irtschaft zur Erreichung einer weniger

großen Empfindlichkeit im Kriegsfall schon Rechnung 
getragen. Die Beharrungskraft der „alten" Standort­
gebiete hat jedoch bisher allen derartigen Versuchen 
entgegengewirkt j ein stabiles System (auch mit Rück­
sicht auf die Kostenseite) historisch gewordener Ge­
gebenheiten läßt sich nicht von heute auf morgen um­
stoßen. W ir sind deshalb gezwungen, die Lösung nicht 
in einer Richtung allein, sondern in der sinnvollen 
Verbindung aller Möglichkeiten zu suchen (Umgliede­
rung innerhalb der Länder, gewisse K apazitätsausw ei­
tung kleinerer gewerblicher Bezirke von lokaler Be­
deutung, Bevölkerungsausgleich).
Bei der Betrachtung der einzelnen W irtschaftsabteilun­
gen unter dem Gesichtspunkt der Aufnahme zusätz­
licher menschlicher A rbeitskraft kann vorwegnehmend 
ausgesagt werden, daß weder in der Land- und Forst­
wirtschaft, noch bei den öffentlichen und privaten 
Diensten, noch bei den häuslichen Diensten eine w irk­
lich ins Gewicht fallende Ausweitung der Beschäfti­
gungsmöglichkeit gegeben ist. Eine Vermehrung von 
Arbeitsplätzen kann eigentlich in unserer gegenw ärti­
gen Lage nur auf dem gewerblichen Sektor erfolgen. 
Das bedeutete, daß die wirtschaftliche Gliederung der 
Bevölkerung sich anteilmäßig gegenüber den Relatio-- 
nen von 1939, 1946 und 1950 w eiterhin in  Richtung der 
Zugehörigkeit zum Gewerbe verschieben müßte. Da­
bei ist aber eine Besdiäftigungszunahme in der 
W irtschaftsabteilung Handel und V erkehr ebenfalls 
nui begrenzt möglich. Die Erwartungen in der Schaf­
fung eines sinnvollen Ausgleichs von Mensch und Pro­
duktion liegen demnach für uns bei „Industrie und 
Handwerk", eigentlich nur bei der Industrie im 
engeren Sinne.

L a n d w i r t s c h a f t  

Die Landwirtschaft des Bundesgebiets ist allgemein 
durch das starke überw iegen der bäuerlichen Be­
triebsgrößenklassen und Betriebsform'en gekennzeich­
net (rd. Vs der Betriebe und mehr als Vio der landw irt­
schaftlich genutzten Fläche entfallen auf bäuerliche 
Wirtschaften)! sie ist nach der A rt der W irtschafts­
führung und Bedeutung jedoch innerhalb der einzelnen 
Länder recht verschieden )̂. Bodengestaltung und 
Klimaverhältnisse beeinflussen naturgemäß ebenfalls 
das Bild stark.
Die bäuerliche Form der westdeutschen Landwirtschaft 
setzt einer Vergrößerung ihrer Beschäftigtenkapazität 
enge Grenzen. Als fester Bestand können die mit­
helfenden Familienangehörigen (ständig und nichtstän­
dig Beschäftigte) angesehen werden. Für die familien­
fremden Arbeitnehm er liegt eine obere Grenze fest; 
eine gewisse Abnahme ist hier stets zu erwarten, 
wenn wirtschaftliche Schwierigkeiten oder verm inderte 
Rentabilitätsaussichten auftreten. (Juni 1948 wurden 
im Bundesgebiet 1 545 600 familienfremde A rbeit­
nehm er der Land- und Forstwirtschaft gezählt — Juni 
1950 1 141 100.)
*) S. dazu M. R a u t e r b e r g :  Die landw irtschaftlidie B etriebs­
zählung vom 22. M ai 1945, W irtschaft und S tatis tik  7/1949; 
und derselbe: Die Betriebsflächen, d ie landw irtschaftlidi benu tzten  
Flächen und ''Valdilächen der land- und forstw irtschaftlid ien  Be­
trieb e  nach G rößenklassen, W irtschaft und S ta tis tik  12/1950.
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Betrachtet man unter dem Gesichtspunkt der Auf­
teilung der Bodenfläche die Verhältnisse in den eiii- 
zelnen Gebieten, so zeigt sich deutlich der jeweilige 
Unterschied. Die Gliederung der Wirtschaftsfläche 
läßt eigentlich nur für Schleswig-Holstein einen erheb­
lich über dem westdeutschen Durchschnitt liegenden 
Anteil der landwirtschaftlichen Nutzfläche an der ge­
samten Wirtschaftsfläche erkennen, und für Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Baden („Waldländer") ein Ab- 
weicheh nach unten (die „Stadtstaaten“ Hamburg und 
Bremen sollen hier außer Betracht bleiben).

Aufteilung der Wirtschaftsfläche 
und der landwirtschaftlichen Nutzfläche

(D urdisdinitt 1947—1950)

Länder

Schleswig-
H olstein

N ordrhein-
W estfalen

N iedersadisen
W ürttem berg-

Baden

Bundesgebiet

W ürttem berg-
H ohenzollern

H essen
Rheinland- Pfalz 
Baden

von 100 ha Wirtsdiafls- 
fläche sind

Land­
wirt­

schaft].
Nutz-
lläche

75

60
60

60

57

67

56
50
49
48

Wald
und
Hol-

Zungen

24
20

81

28

Son­
stige

17

16
20

15

34
40
37
42

10
10
14
10

von 100 ha landwirtschaft­
licher Nutzfläche sind

Acker­
land

57

59
53

65

56

55

43
64
63
40

Wiesen
und

Weiden

89

35
48

31

40

43

54 
32 
28
55

Son­
stige 2)

Länderanteile ln der Landwirtschaft
(in •/•)

Länder '

Land-
wirt-

sdiaftl.
Bevölke­

rung

Anbau­
flächen 

für Brot­
getreide

Brot­
getreide*

ernte
1949

Rind­
vieh

bestand
Mitte
1950

Milch­
erzeu­
gung
Milte
1950

B a y e r n ........................... 28 30 81 80 19
N iedersad isen^). . . 18 20 20 20 26
N ordrhein-W estfalen . 33 16 15 18 21
R heinland-Pfalz . . . 9 7 7 6 4
H e s s e n ........................... 9 9 9 7 6
W ürttem berg-B aden ' . 9 6 6 6 4
Sciileswig-Holstein 6 7 7 9 13
Baden ........................... 4 2 2 4 3
W ttbg.-H ohenzollern . 4 3 3 5 4

Bundesrepublik . . . 100 100 100 100 100

>) einschl. Hamburg und Bremen.
(Q uelle. Umgerechnet nach A ngaben in  den  H eften von .W ir t­
schaft und S tatistik")

W ie stark  die Landwirtschaft belastet ist, ergibt sich 
aus den folgenden Zahlen ^):

Belegung (Unterbringung) je  Betrieb mit Heimatver- 
iriebenen und Zugewanderten im Landesdurchschnitt

(in Personen)

Schleswig-Holstein . . .  7,0 
N iedersachsen . . . . .  5,6 
B a y e r n ..........................................4,6

W ürttem berg-Baden . . . 3,5 
N ordrhein-W estfalen . . .  3,4 
H e s s e n ..........................................2,6

’) Od- und Unland — u nkultiv ierte  Moorflächen — Gebäude, W ege, 
G ewässer, Parkanlagen, Sportplätze u. ä.
*) G artenland — O bstanlagen und Baumschulen .— Rebland. 
(Umgerechnel n a c . den Veröffentlichungen der Statistischen 
Landesämter und des Statistischen Bundesamtes).

Die landwirtschaftliche Produktivität, d. h. das V erhält­
nis von Mensch zu Leistung ist ebenfalls recht ver­
schieden. Im großen gesehen sind nur vier Länder 
vorhanden (Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-W est­
falen und Schleswig-Holstein), in denen der jeweilige 
menschliche Anteil an der landwirtschaftlichen Bevöl­
kerung im Bundesgebiet unter den Anteilen der wich­
tigsten'Erzeugungsbereiche liegt (Brotgetreide—Vieh­
wirtschaft). In den übrigen Gebieten ist der Anteil der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung — am Gesamtraum 
gemessen — ̂ höher als die Erzeugungsanteile. Diese 
Feststellung beschreibt lediglich die Tatbestände, sagt 
jedoch nichts aus über die Erscheinungen, die hinter 
ihnen stehen (Betriebsformen, Kulturarten u. a.). Sie 
betont jedoch gewisse Charakteristika der Länder und 
schafft damit Kennziffern.
Aus der landwirtschaftlichen Betriebszählung 1949 
ergibt sich, daß die Landwirtschaft in doppelter Hin­
sicht bei der Flüchtlingsfrage mitgewirkt hat, einmal 
indem sie Unterkunftsmöglichkeiten bereitstellte (rd. 
35 Vo der Flüchtlinge im Gebiet der amerikanischen 
und englischen Zone leben in Räumlichkeiten land­
wirtschaftlicher Betriebe), zum anderen indem sie — 
wenn auch in beschränktem Umfange — dieser Be­
völkerungsgruppe Beschäftigungsmöglichkeiten bot.

Entsprechend den begrenzten Möglichkeiten einer Be­
schäftigungsausweitung oder Neuaufnahme von Ar­
beitskräften in der Land- und Forstwirtschaft konnten 
auch nur 12 “/o der in landwirtschaftlichen Betrieben 
wohnenden Flüchtlinge als ständig Beschäftigte im 
gleichen Betrieb Arbeit finden (rd. 252 000). Trotzdem 
beschäftigt die Landwirtschaft bei ihren familienfrem­
den Arbeitskräften mehr Flüchtlinge (rd. 33 Vo) als 
andere Wirtschaftsgruppen.
W ie bereits an anderer Stelle aufgeführt wurde )̂, 
sind der Steigerung der landwirtschaftlichen Produk­
tivität bei uns Grenzen gesetzt. Man darf von der 
Landwirtschaft in der heute vorhandenen Gliederung 
(Besitzformen, Besitzverhältnisse, Aufteilung der W irt­
schaftsfläche und des Ackerlandes, V iehbesatz usw.) 
für die nächste Zukunft keine großen Änderungen er­
warten. Oder mit anderen W orten: die Landwirtschaft 
wird an der Lösung der Neuordnung von wirtschaft­
lichen und menschlichen Verhältnissen im Bundes­
gebiet relativ  nur gering beteiligt sein.

I n d u s t r i e

Die standortmäßige V erteilung der wichtigsten In­
dustriegruppen gründet sich auf verschiedene natür­
liche und wirtschaftliche Gegebenheiten ®). Die Stand­
orte einzelner Rohstoffverarbeitungen (Holz, Kalisalz, 
Erze, Steine und Erden, Milch u. a.) werden eindeutig 
durch die Vorkommen festgelegt. Das Vorhandensein 
gut verkokbarer Kohle in ausreichenden Mengen 
(Ruhrgebiet) bildet die Grundlage der Schwerindustrie
*) entnom m en eus: H eim atvertriebene und Zugew anderte in der 
Land- und ForsfwlrLschaft des Bundesgebietes, »W irtschaft und 
S ta tis tik“ N i 6/1950.

F. B e I o w : In ternationaler Vergleich des L eistungsstandes in 
der Landwirtschaft, W irtschaftsdienst N r. 8/1950.

Eine ausführllcne Behandlung der w estdeutschen V erhältn isse  
bei G. H. Horn und K. H. Raabe: Die statistischen Grundlagen 
für eine industrie lle  Investitions- und S tandortplanung in W est­
deutschland, Statistische M onatshefte Schleswig-Holstein 9/1950.
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(Eisen und Stahl, Sdiwerdiem ie u. a.), um die sicii in 
einem mehr oder weniger großen Umkreis (Trans­
portkosten und Transportwege) die verarbeitenden 
Industrien niedergelassen haben. Die m ensdilidien 
Großsiedlungen neigen zur Angliederung konsum­
orientierter Industrien und arbeitsintensiver Fertigun­
gen. Die V erkehrslage ist eine andere standortbildende 
Kraft; Beispiele finden sidi in den Industriezentren 
an den großen Binnenwasserstraßen, den V erkehrs­
kreuzungen und den Meereshäfen.
Allgemein hebt sidi bei der Standortbildung®) die 
Erscheinung ab, daß durch die Bevölkerungszusammen- 
ballung eine fortwirkende Agglomeration entsteht, der 
erst durch entgegengesetzt wirkende Kräfte (u. a. 
durch die Frage der Unterbringung, der V erkehrs­
möglichkeiten, der überhöhten Bodenpreise für Neu­
gründungen gewerblicher Anlagen) Hemmungen en t­
stehen. Die bereits erwähnte Verteilung der Zuwan­
derer nach teilweise außerökonomischen Gesichts­
punkten, die Verzögerung im W ohnungsbau und die 
vielfachen Hemmungen in der Industriewirtschaft ver­
hinderten bisher, daß der Vorgang der Agglomeration 
seinen höchstmöglichen Umfang erreichen konnte. Die 
großen Erschütterungen von Krieg und Nachkriegszeit 
haben im allgemeinen — wie Spezialuntersuchungen 
beweisen ’) — wenig an der historisch gewordenen 
Regionalstruktur der Standorte von Industrie und Ge­
werbe geändert. Die alten Industriestandorte behaup­
teten sich ohne Rücksicht auf den zeitweiligen Zer­
störungsgrad. Die Entwicklung ist damit anders ver­
laufen, als man sie noch 1946/47 angesichts der Fülle 
von Problemen (Kriegsschäden, Demontagen, Bevölke­
rungszuwachs in industriearm en Bezirken usw.) er­
wartete. Nicht der industriearme und menschenreiche 
Raum gab die Grundlage für den W iederaufbau, son­
dern die teilweise zerstörte Industrielandschaft hat 
sich auf ihrem alten Boden erneuert.
Die westdeutsche Industrie konnte bis M itte 1950 
ihren Beschäftigungsstand gegenüber dem Jahresdurch­
schnitt 1949 um rd. 8 "/o, den Produktionsstand um über 
20 “/o erhöhen. An diesem Aufschwung w aren die ein­
zelnen Gruppen ganz unterschiedlich beteiligt. Trotz­
dem ist weder — gemessen an der Bevölkerung — 
insgesamt noch in den meisten wichtigen Industrie­
gruppen das Vorkriegsniveau der Produktion erreicht 
worden. Die hier bestehende Lücke weist auch ein­
deutig darauf hin, wo „überschüssige“ Menschenkraft 
vernünftig einzusetzen ist. Nach einer Untersuchung 
des deutschen Instituts für W irtsdiaftsforschung") 
liegen die entsprechenden W erte für die Bundes­
republik vor.
Diese Gegenüberstellung zeigt deutlich, daß trotz 
eines durch die gestiegene Bevölkerung zwangsläufig

*) S. dazu aud i d ie klassische D arstellung der Standorttheorie in 
A . W eber: U ber den  S tandort der Industrie , I. Teil, Tübingen
1909.

S. auch: Die Bedeutung der hessischen Industriestandorte  vor 
und nach dem K iiege, H essisdier Schnelldienst. H erausgegeben 
vom Statistischen Landesam t III. N r. 14/1950.
•) B. G leitze: Der Produktionsfaktor in W estdeutschland, V ierte l­
jah reshefte  zur W irtsdiaftsforschung, 3. Heft 1950.

Verhältnis von Bevölkerung, Beschäftigten und 
Produktion in der Bundesrepublik

Bundesgebiet 
(ohne Berlin)

Mai
1939

Oktober
1946

Juni
1950

Verän­
derung
1939/50

in Millionen in 0/0

Zu versorgende Bevölkerung 39,4 44,2 47,9 +  21,5
V orhandene A rbeitskräfte 20,2 18,4 ■̂ 20,1 — 0,5
Beschäftigte A rbeitnehm er 

ohne Soldaten u. A rbeitsd ienst 13,1 11,9 I 33,8 +  5,3
einschl. Soldaten u. A rbeitsd. 13,8 11,9 13,8 - f  0

Friedensproduktion  (Index) 100 38 107 +  7

vorhandenen höheren Bedarfs die Zahl der Arbeitskräfte 
(wobei der V orkriegsanteil der Rüstungsproduktion 
durch den heutigen W iederaufbaubedarf mehr als kom­
pensiert wird) unter Einrechnung der dam aligen Zahl 
an A rbeitsdienstangehörigen und Soldaten 1950 keines­
wegs höher war als 1939.
Im Zusammenhang mit der Bevölkerungsverteilung be­
deutet eine Steigerung in der Industrieproduktion zu­
nächst, daß Menschenkraft dort stärker eingesetzt 
werden muß, wo bereits eine Industriegrundlage vor­
handen ist. Anhand der absoluten Zahlen und des A n­
teils der Industriebeschäftigten an der Bevölkerung 
bieten sich demnach bestimmte Gebiete nach dem 
heutigen Stand als künftige Zuwanderungsbezirke für 
die weitere Entwicklung an: Nordrhein-W estfalen, 
W ürttemberg-Baden und in beschränktem Umfange 
auch W ürttemberg-Hohenzollern und Baden. Bei den 
drei letzten Ländern fordert die hohe Quote weiblicher 
Beschäftigter eine gesonderte Berücksichtigung der 
Frauenarbeit.

Beschäftigte in der Ind u strie ')
(Stand M ai 1950)

Länder
Beschäf­

tigte 
in JOGG

Länder­
anteil

Industrie- 
besdiäftigle 
auf lOOG der 
Bevölkerung

Weiblicher 
Anteil bei 
den Indu- 

slriebeschäf- 
ligten

'Nordrhein-W estfalen 1 968,2 42 3 50 19
Bayern 618.2 13 67 32
W ürttem berg-Baden 616.9 31 132 33
N iedersachsen 413,6 9 60 22
H essen 867,6 8 84 2 i
Rheinland-Pfalz 211.2 6 Ti 22
Hamburg 139.7 3 88 31
W ürttem berg-H ohenz. 145.3 3 119 39
Baden 134,3 3 102 36
Schleswig-Holstein 106.0 2 39 27
Bremen 57,3 1 103 20

Bundesgebiet 4 678.2 100 110 25

*) In  Betrieben m it 10 und m ehr B esdiäftig ten  (um gerechnet nad i 
den V eröffentlichungen des S tatistischen Bundesam tes).

Um zu einem eindeutigen Bild der regionalen Indu- 
istrieverteilung nach Gruppen und deren jeweiligen 
lokalen Bedeutung zu kommen, müßten W ertbeträge 
(Umsatzwerte, Bruttoproduktionswerte, besser noch 
Nettoproduktionswerte) als Kennzeichen der örtlichen 
Gruppenschwerpunkte herangezogen werden. Da die 
Entwicklung der W ertbeträge gegenwärtig einem stär­
keren Wechsel unterw orfen ist und Nettoproduktions­
werte nach dem Stande der Industrieberichterstattung 
nur durch Schätzungen erm ittelt werden können, bietet 
sich lediglich die Verwendung von Beschäftigten­
zahlen an. H ierbei darf aber nicht vergessen werden,
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daß bei derartigen Größen das Kapazitätsbild stärker 
als das nur andeutungsweise erkennbare Produktions­
bild hervortritt. Bezieht man die Beschäftigten der ver­
schiedenen Gruppenindustrien auf 100 Industrie­
beschäftigte, so hebt sich in der Gesamtschau die je ­
weilige Landesstruktur ab, die in ihrer Zusarmnen- 
setzung sehr wohl — mit ausreichender Kenntnis der 
hinter den Zahlen stehenden Tatbestände — zu einem 
Vergleich mit anderen Gebieten wie auch mit dem 
Bundesdurchschnitt herangezogen werden kann. In der 
folgenden Tabelle sind die Beschäftigtenanteile für 
die wichtigsten Gruppen herausgestellt. Es umfassen:
Gruppe I: Kohlenbergbau, Erzbergbau, Erdöl, K ohlenw ertstoffe, 

Steine und Erden.
Gruppe II; Hochöfen, Stdhlwerke, Sduniedevrerke, M elallhütten, 

G ießereien, Halbzeugwerke.
Gruppe III: Stahlbau, Fahrzeugbau, Schiffbau, M aschinenbau. 
Gruppe IV: Elektrotechnik, Feinm edianik und Optik, Eisen*

Stahl-, Blech- u. M etallw aren, M usikinstrum ente, Spielw aren u. a. 
Gruppe V: Chemie.
Gruppe VI: Sägerei, H olzbearbeitung, H olzverarbeitung, Papier­

erzeugung. V erarbeitung und Druck Keramik und G las, Gummi 
und A sbestverarbeitung, Kunststoffverarbeituung.

Gruppe VII: Ledererzeugung, L edeiverarbeitung einschl. Schuhei 
Textilherstellung, Bekleidung, V/äschereien, Färbereien.

Gruppe VIII; Lebensm ittel, Z u tkei, T abakveiarbeitung, Brauerei 
und M älzerei, Spiritus.

Die Tabelle beschreibt deutlich den Zusammenhang 
innerhalb der einzelnen Länder, soweit er sich durch 
Beschäftigtenzahlen ausdrücken läßt. Der Bundesdurch­
schnitt für Produktionsgüteranteile (Gruppe I, II, V) 
wird von Nordrhein-W estfalen (Grundstoffe und Me­
talle) und Rheinland-Pfalz (Chemie) übertroffen. Bei 
Investitionsgütern (Gruppe III und IV) liegen die 
Quoten von Bremen, Württemberg-Baden, Hessen, 
Hamburg, Württemberg-Hohenzollern, Bayern und 
Schleswig-Holstein darüber. Die Anteile der Ver­
brauchsgüterindustrien (Gruppe VI und VII) sind in 
Württemberg-Hohenzollern, Baden, Bayern, Rheinland- 
Pfalz, Württemberg-Baden und Niedersachsen höher 
als im Bundesdurchschnitt; bei Nahrungs- und Genuß­
mitteln weisen Hamburg, Schleswig-Holstein, Bremen, 
Baden und Niedersachsen höhere W erte auf. Diese 
strukturellen Kennziffern besagen jedoch nichts über 
den Produktionsumfang in den einzelnen Ländern.

H a n d e l  u n d  V e r k e h r  

Die regionale Bedeutung dieser W irtschaftsabteilung 
wird durch verschiedene Umstände bestimmt. Einmal 
sind es die wirtschaftlichen Grundlagen, die den Um­
fang formen, dann aber auch die geographische Lage 
(Beispiel der Seehäfen und Hessens). Der Aufschwung, 
den die Industrie seit der W ährungsreform genommen 
hat — berechnet auf die Beschäftigtenzahl —, ist vom 
Handel und V erkehr anteilmäßig nicht erreicht wor­
den. Von Juni 1948 bis Juni 1950 stieg die Zahl der 
Industriebeschäftigten um über 20 Vo, die der W irt­
schaftsabteilung »Handel und V erkehr' jedoch nur um 
7 “/o. Unter dem vorangestellten Gesichtspunkt der 
Rückwirkung wirtschaftlicher Entwicklungen auf die 
Bevölkerungsverteilung dürften weder in den Ländern 
noch im Gesamtgebiet von dieser gewerblichen Tätig­
keit her die entsprechenden Möglichkeiten einer Aus­
weitung zu erw arten sein wie von der Industrie.

Beschäftigte Arbeitnehm er in Handel und V erkehr
(M itte 1950)

Länder Anzahl in 1000 in °/o

N ordrhein-W estfalen . . . . 718.9 29
Bayern ........................................... 419,5 17
V ie d e rsa c h se n ................................ 827.3 13
H e s s e n ................................ . , 240,7 10
W ürttem berg-B aden ...................... 213.2 9
H a m b u rg ........................................... 187,3 7
R h e in la n d - P fa lz ........................... 135,9 5
S c h le sw ig -H o ls te in ..................... 124,0 5
Baden ................................................ 68,1 2
B r e m e n ................................ ..... . 54,8 2
W ürttem berg-H ohenzollern . . 88,0 1

B u n d e s g e b ie t ................................ 2 517,7 100

(Quelle: .W irtsd ia ft und S ta tis tik ' N r. 5/1950.

FOLGERUNGEN

Die gedankliche Auswertung des vorstehend dar­
gebotenen M aterials zeigt allgemein, daß die Bevölke­
rung in allen westdeutschen Bundesländern im V er­
gleich zur derzeitigen W irtschaftsleistung zu groß ist 
(struktureller Arbeitslosenbestand); d. h. die Länder 
sind als überbelastet anzusehen. Der Umfang dieser 
Uberbelastung ist jedoch im einzelnen recht unter­
schiedlich. In einer groben Klassifizierung können

Gliederung der Beschäftigten nach Industriegruppen nach dem Stand von M itte 1950
Von 100 Industriebeschäftigten entfallen  auf:

Länder

I II . III IV V VI v ri VIII

Grundstoffe
Metalle

und
Halbzeug

Stahl-,
Fahrzeug-,
Maschinen­

bau

Verfei- 
nerungs- 

indastrien 
auf Metall­

basis

Chemie

Holz,
Papier,

Keramik,
Gummi,

Kunststoffe

Leder und 
Textilien

Nahrungs­
und

Genußmittel

N o rd rh e in -W e s tfa le n ................................ 27 14 12 12 5 9 16 5
B a y e r n ..................................................... . 9 4 16 16 5 21 23 7
W ürttem berg-B aden..................................... 4 4 24 22 8 18 21 9
N iedersachsen ................................................ 18 7 18 10 4 19 14 10
H e s s e n .......................................................... 9 6 22 15 10 16 15 7
R h e in la n d -P fa lz ........................................... 15 8 12 8 16 17 18 6
Hamburg ..................................................... 5 8 25 13 7 17 10 20
W ürttem berg -H ohenzo lle rn ..................... 8 1 14 19 2 15 43 8
Baden ................................................................ 5 5 12 12 6 19 27 14
Schlesw ig -H o lste in ...................................... 8 4 25 11 4 18 18 17
B r e m e n .......................................................... 4 2 44 8 2 11 13 16

B u n d e s g e b ie t ................................................ 16 8 17 14 6 14 18 7

(Umgerechnet nadi den Zusam m enstellungen der Ergebnisse der Industrieberid ite rsta ttung  des S tatis tisd ien  Bundesamtes.J
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Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Bayern als be­
sonders in Mitleidenschaft gezogen, Hessen und Rhein­
land-Pfalz als m ittelstark betroffen und die übrigen 
Länder als wenig berührt angesprochen werden.
Das Institut für Raumforschung in Bonn hat für Ende 
der ersten Jahreshälfte 1950 diese Überbelastung in 
Zahlenwerten berechnet und kommt in  einer Arbeit zu 
folgenden Ergebnissen (Grad der Überbelastung in “/o);
Schleswig-Holstein . . . .  42 H a m b u rg .......................................... 7
N i e d e r s a c h s e n ..........................22 W ürttem berg-H ohenzollern . 6
B a y e r n ..........................................22 B a d e n ................................................5

S S Z . i „ . , . : : : : : { !  •
B u n d e s re p u b lik ..........................14 N ordrhein-W estfalen  . . .  2
•) .G rundgedanken zu einem  B evölkerungsausgleidi in  der Bundes­
republik  D eutscbland“ — Sondeidrudc.

Die Folgerung, die das „Institut für Raumforschung“ 
zieht, ist die Forderung einer Gesamtwanderung von 
etwa 2,3 M illionen Menschen mit dem Ziel, die Be­
lastung der Länder gleichmäßiger zu gestalten. Zu 
diesem Zweck w ird eine Abgabe und Aufnahme im 
nachstehendem Umfang vorgeschlagen:

A bgabe (in 1000) A afnahm e (in 1000)
Schleswig-Holstein . . . .  841 N ordrhein-W estfalen . . 1 665
B ayern . . . . . . . .  764 W ürttem berg-Baden . . . 299
N i e d e r s a c h s e n ...................... 426 ^ ““ “urg  '. '. '. '. l ! 97
H e s s e n ........................................177 W ürttem berg-Hohenz. . . 62
R h e in la n d -P fa lz ......................... 84 B r e m e n ..................................  57

M an mag im einzelnen zu diesen Zahlen — und 
sicherlich wird man es auch tun — vom Gesichtspunkt 
der Länder aus eine abweichende oder zustimmende 
Stellung einnehm en; an der Tatsache, daß auf Grund 
der verschiedenen Länderstruktur ein  Ausgleich not­
wendig ist, wird niemand vorbeikom men. N ur ist bei 
der praktischen Durchführung zu bedenken, daß eine 
Gewaltlösung in Form einer behördlich angeordneten 
Binnenwanderung größeren Umfanges zu Störungen 
und Erscheinungen führen kann, die w eder den Betrof­
fenen noch der W irtschaft dienlich sind. Im Gesamt­
komplex ist der Ausgleich auch nur eine Seite. Die 
wichtigere Zielsetzung dürfte in  einer N eugliederung 
der Länder nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 
suchen sein ‘“). Die Neuordnung ist zunächst eine 
Angelegenheit der Landesplanung; sie muß aus den 
Grundlagen reifen.
*•) d. h. es  sind Ländergebilde zu schaffen, d ie eine  etw a über­
einstim m ende S teuerkraft aufw eisen. Die gegenw ärtigen  V erhält­
n isse  lassen  allzugroße D ifferenzierungen erkennen. So lag das 
Steueraufkom m en (Landes- und B undessteuern) in der Zeit vom  
1. 10. 1949 — 30. 9. 1950 auf den Kopf der B evölkerung berechnet, 
bei folgenden W erten  (in DM);

302 
340 
353 
885 

1312

Schleswig-Holstein 225
N iedersachsen 242
Rheinland-Pfalz 244
Bayern 247
W ürttem berg-H ohenzollern 260 
H essen 267

Baden
N ordrhein-W estfa len
W ürttem berg-B aden
Ham burg
Bremen

(Quelle: Stat. M onatshefte für Schleswig-Holstein, H eft 12/1950).

S u m m ary : T h  e  R e  g i o n a l  S t r u c t ­
u r e  o f  W e s t  G e r m a n  E c o n o m y  
a n d  i t s  I n f l u e n c e  o n  t h e  
D i s t r i b u t i o n  o f  t h e  P o p u l ­
a t i o n .  T a k in g  a s  a  b a s is  th e  e c o n ­
om ic  s t ru c tu re  o f th e  p o p u la tio n  in  th e  
in d iv id u a l re g io n s , th e  a u th o r  e x a m in e s  
th e  p ro b le m  w h e th e r  a n  in te r - re g io n a l  
b a la n c e  a n d  a  re o rg a n iz a t io n  o f  th e  
e c o n o m ic  o rd e r  in  c o n fo rm ity  w ith  
in d u s tr ia l  p la n t  lo c a tio n  w ill be  p o s s ­
ib le . T h e  t r e a t i s e  w h ich  is  m a k in g  
w id e  u s e  o f  s ta t is t ic a l  m a te r ia l ,  p ro c e e d s  
fro m  th e  p o li t ic a l  u n i ts  b e c a u s e  th e  
d a ta  a v a i la b le  w ith  r e g a rd  to  e co n o m ic  
re g io n s  a re  n o t  su ffic ie n t. T h e  in d i­
v id u a l p ro v in c e s  o f  th e  F e d e ra l R ep u b lic  
o f  W e s t  G e rm a n y  a re  s u rv e y e d  in  
r e s p e c t  o f  th e  s t ru c tu re  o f  th e  p o p u l­
a tio n , a n d  c la ss if ie d  b y  e co n o m ic  
g ro u p s  a n d  b ra n c h es . T h e  s p e c ia l  
c h a ra c te r  o f  w e s t  G e rm a n  a g r ic u l tu re  
m a k e s  i t  p ra c t ic a l ly  im p o s s ib le  to  in ­
c re a s e  th e  n u m b e r  o f p e o p le  w o rk in g  
o n  th e  fa rm s  to  a  c o n s id e ra b le  e x te n t.  
A  re v ie w  o f  th e  fa c to rs  a n d  fo rce s  
d e c id in g  th e  lo c a tio n  o f  in d u s tr ia l  
p la n ts  r e v e a l s  th e  c o n tin u o u s  a g g lo m e r­
a tio n  e x e r te d  b y  p la c e s  w ith  h ig h  
p o p u la tio n  f ig u res . T h e  a u th o r  t r i e s  to  
e s tim a te  th e  ec o n o m ic  c a p a c i ty  o f th e  
p o li t ic a l  u n i ts  o f w e s te rn  G e rm a n y  on  
th e  b a s is  o f th e  d e v e lo p m e n t to  b e  e x ­
p e c te d  in  in d u s try ,  t r a d e  a n d  tra ff ic . 
A lth o u g h  in  v ie w  o f th e  d if f e re n t 
s t ru c tu re  o f  th e  L a e n d e r  a  b a la n c e  o f 
th e  p o p u la tio n  is  a b s o lu te ly  n e c e s s a ry , 
th e  p ro b le m  c a n n o t  b e  s o lv e d  b y  fo rce , 
in  th e  w a y  o f a  m ig ra tio n  o rd e re d  b y  
th e  G o v e rn m e n t. T h is  q u e s tio n  c a lls  
fo r  a  re o rg a n iz a t io n  o f th e  L a e n d e r  o n  
eco n o m ic  p r in c ip le s ,  a n d  i t  s h o u ld  b e  
th e  ta s k  o f  th e  c o u n try  p la n n in g  o rg a n i­
z a t io n s  to  ta k e  th is  m a tte r  in  h a n d .

R ésu m é : L a  s t r u c t u r e  r é g i o ­
n a l e  d e  l ' O u e s t  a l l e m a n d  
p a r  r a p p o r t  à  l a  r e p a r t i t i o n  
d e  l a  p o p u l a t i o n .  A  l 'a u te u r  la  
s t ru c tu re  é co n o m iq u e  d e s  r é g io n s  d iffé ­
r e n te s  s e r t  d e  b a s e  à  u n e  a n a ly s e  d e s  
p o s s ib il i té s  p o u r  u n e  c o m p e n sa tio n  
in te r - ré g io n a le  e t  u n  o rd re  n o u v e a u  de  
l 'é c o n o m ie  q u i d e v ra i t  fa v o r is e r  la  
lo c a lis a tio n  d e s  in d u s tr ie s  s e lo n  le u r  
d o n n é e s  im m é d ia te s . L 'a u te u r  qu i 
s 'a p p u ie  s u r to u t  s u r  d u  m a té r ie l  s t a t i ­
s tiq u e , d o i t  d o n c  c o n s id é re r  d 'a b o rd  le s  
o rg a n is m e s  p o li t iq u e s ,  c a r , le  m a té r ie l  
a p p ro p r ié  fa is a n t d é fa u t, i l  n e  p e u t  p a s  
a v o ir  é g a rd  à  d e s  p ro v in c e s  é co n o m i­
q u e s . L 'a u te u r  é ta b l i t  u n e  c la s s if ic a tio n  
d e s  ré g io n s  in d iv id u e l le r  d e  la  R ép u ­
b liq u e  F é d é ra le  s e lo n  la  s t ru c tu re  
é co n o m iq u e  d e  la  p o p u la tio n . P a r  
l 'o r d r e  ru ra l  d e  l 'a g r ic u l tu re  d e  l 'o u e s t  
a l le m a n d  l 'a u g m e n ta t io n  d e  la  c a p a c ité  
d 'e m p lo i e s t  fo r t  lim ité . L 'a u te u r  
e x a m in e  le s  fa c te u rs  f a v o ra b le s  r e la ­
t iv e s  à  la  lo c a lis a tio n  d e s  in d u s tr ie s  
e t  e n  c o n c lu t q u e  la  c ro is sa n c e  d e  la  
p o p u la tio n  e n c o u ra g e  le  p ro c è s  d 'a g g lo ­
m é ra tio n  d e s  in d u s tr ie s .  D u  d é v e lo p p e ­
m e n t  q u e  l 'in d u s tr ie ,  le  c o m m e rc e  e t 
le s  tr a n s p o r ts  s o n t s u s c e p tib le s  d e  
p re n d re  l 'a u te u r  e s s a ie  d e  d é d u ire  le  
p o te n t ie l  é c o n o m iq u e  d e s  o rg a n is m e s  
p o li t iq u e s  in d iv id u e ls  d e  la  R ép u b liq u e  
F é d é ra le .  M êm e  si e n  é g a rd  d e s  
s t ru c tu re s  d if fé re n te s  d e s  L ä n d e r  u n e  
r e p a r t i t io n  c o m p e n s a tr ic e  d e  la  p o p u la ­
t io n  e s t  a b s o lu m e n t n é c e s s a ire ,  la  
s o lu tio n  d e  c e  p ro b lè m e  n e  s e  t r o u v e r a  
p a s  p a r  u n e  m ig ra tio n  à  l ' in te r ie u r ,  
fo rc é e  p a r  d é c r e t  o ffic ie l. C e t te  so lu ­
t io n  s u p p o se  p lu tô t  la  r é o rg a n is a t io n  
d e s  L ä n d e r  s e lo n  d e s  p o in ts  d e  
v u e  é co n o m iq u es . L 'é ta b li s s e m e n t d 'u n  
n o u v e l o rd r e  e s t  d o n c  l 'a f f a ir e  d e  la  
p la n if ic a tio n  ré g io n a le .

R e s u m e n ; L a  d i v i s i ó n  r e g i o n a l  
d e  l a  e c o n o m í a  a l e m a n a  
o c c i d e n t a l  y.  s u r e p e r c u s i ó n  
e n  l a  d i s t r i b u c i ó n  d e  l a  
p o b l a c i ó n .  A  b a s e  d e  la  d iv is ió n  
e c o n ó m ic a  d e n tro  d e l  c u a d ro  d e m o ­
g rá fic o  d e  la s  d i f e r e n te s  zo n as , e l  a u to r  
e s tu d ia  la  p o s ib il id a d  d e  l le g a r  a  u n  
a r re g lo  e n t r e  la s  z o n a s  y  d e  r e a l iz a r  
e n  e l fu tu ro  u n a  r e o rg a n iz a c ió n  d e  la  
e s t r u c tu ra  e co n ó m ica  e n  e l  a m b ie n te  
d e  u n a  tra n s fo rm a c ió n  d e  lo s  c e n t ro s  
in d u s tr ia le s .  L a o b ra  q u e  e s tr ib a  
p r in c ip a lm e n te  e n  d a to s  e s ta d ís t ic o s  
d e b e , p o r  lo  ta n to , s e r  re d a c ta d a  n e ­
c e s a r ia m e n te  p o r  p o lític o s , po rc jue  no  
e x is te  s u flc ie n te  m a te r ia l  re f e re n te  a  
la s  p ro v in c ia s  e c o n ó m ica s . Se c la s if ic a n  
la s  d ife re n te s  z o n a s  d e  la  R e p ú b lic a  
F e d e ra l  a  b a s e  d e  la  d is t r ib u c ió n  d e  
la  p o b la c ió n . L a fo rm a  r ú s t ic a  d e  la  
a g r ic u l tu ra  a le m a n a  o c c id e n ta l  lim ita  la  
p o s ib il id a d  d e  a u m e n ta r  la  c a p a c id a d  
d e  o c u p a c ió n . S e  e s tu d ia n  lo s  fa c to re s  
y  fu e rz a s  q u e  o c a s io n a n  la  im p la n ta c ió n  
d e  la  in d u s t r ia  e n  d e te rm in a d o s  lu g a re s  
re c o n o c ie n d o  e l h ech o  d e  q u e  e l 
a p iñ a m ie n to  d e  la  p o b la c ió n  p ro d u c e  
u n a  p e r p e tu a  a g lo m e ra c ió n . E l a u to r  
t r a t a  d e  d e d u c i r  d e  l a  p o s ib il id a d  d e  
d e s a r r o l la r  la  in d u s tr ia ,  e l c o m e rc io  y  
trá f ico , é l  p o te n c ia l  e co n ó m ico  d e  lo s  
d ife re n te s  o rg a n is m o s  d e  la  A le m a n ia  
o c c id e n ta l .  A u n q u e  u n  a r r e g lo  re s p e c to  
a  la  p o b la c ió n  e s  a b s o lu ta m e n te  n e ­
c e s a r io ,  v is to  la s  d ife re n te s  e s t r u c tu r a s  
d e  lo s  L ae n d e r, e s te  p ro b le m a  n o  
p u e d e  s e r  so lu c io n a d o  fo rz o s a m e n te  
p o r  u n a  tra n s fo rm a c ió n  in te r io r  d e c r e t ­
a d a  p o r  e l g o b ie rn o . L a s o lu c ió n  d e  
e s te  p ro b le m a  e x ig e  d e  u rg e n c ia  u n a  
re o rg a n iz a c ió n  d e  lo s  L a e n d e r  se g ú n  
p u n to s  d e  v is ta  e c o n ó m ic o s . P o r  e so  
la  re o rg a n iz a c ió n  p e r te n e c e  a  la  
o rd e n a c ió n  t e r r i to r ia l .
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